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ST˜RKUNG DER STADTTEILSTRUKTUREN 
UND SICHERUNG EINER NACHHALTIGEN 

STADTENTWICKLUNG DURCH 
BÜRGERH˜USER / BÜRGERTREFFS 

 
I. THEORETISCHE GRUNDLAGEN � ERARBEITET IN DER 

VERWALTUNG STADT ROSENHEIM 
�
 
1. Der Erläuterungsbericht vom 26. Juli 1995 zum Fl ächen-

nutzungsplan der Stadt Rosenheim 
 

Der Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan der  Stadt Rosenheim 
wurde 1995 als Entwicklungskonzept für eine langfri stige Bauleitplanung vom 
Dezernat VI erstellt.  
 
Die Gesamtentwicklung der Stadt Rosenheim wurde dabei als �Verknüpfung 
der Entwicklung demographischer, sozialer, wirtschaftlicher und baulicher 
Teilbereiche betrachtet�. Ziel ist es, eine flächen sparende und 
bodenschonende Flächennutzungspolitik zu betreiben,  um die Nachhaltigkeit 
der Stadtentwicklung zu sichern. 
Eine besondere Bedeutung hat dabei die Kenntnis übe r die Bedürfnisse 
der Bürger, für die Grundlage der Planungen. Der St adtentwicklungs-
prozeß wird somit letztendlich ein offener Prozeß.  
Insbesondere sieht der Erläuterungsbericht des Fläc hennutzungsplanes 
vor: 

 
❏ Die Einrichtungen für Freizeit und Erholung sind e ntsprechend den 
 Bedürfnissen der Bevölkerung stadt- bzw. wohnungsn ah anzubieten. 
 
❏ Den älteren Bürgern wird eine wohnortnahe Versorgu ng und eine 
 selbständige Lebensführung so lange wie möglich in  der gewohnten 
 Umgebung erhalten. 
 
❏ Eine besondere Bedeutung hat die Gestaltung und Pflege des Wohn-
 umfeldes. 
 
❏ Die Stadtteile um die Innenstadt (Anmerkung: dazu gehören die drei 
 Stadtteile Soziale Stadt) sind in ihrer Individualität zu erhalten. Die 
 Besonderheiten und Vielfalt dieser Stadtteile sind einzeln zu betrachten 
 und weiterzuentwickeln. 
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❏ Entsprechend den charakteristischen landschaftsräu mlichen Möglich-
 keiten ist eine Konsolidierung der Stadtteilentwicklung anzustreben. 
 Diese ist an Prioritäten auszurichten (Abrundung, Qualitätserhöhung, 
 Schaffung von Versorgungseinheiten). 
 
❏ Qualitative Ungleichgewichte sind zwischen den Stadtteilen zu ver-
 meiden. 
 
❏ Familienfreundliche Lebensräume werden durch Wohnu mfeldver-
 besserungen bzw. familiengerechten Wohnungsbau angestrebt. 
 
❏ Die Förderung der Einbindung der nichtorganisierte n Jugend in das 
 Gemeinwesen ist zu stärken. 
 
❏ Die Erwachsenenbildung dient der Unterstützung ein es selbstverant-
 wortlichen und selbstbestimmten Lebens in der Stadt und den Stadt-
 teilen. 
 
❏ Die stärkere Einbindung der Bevölkerung und insbes ondere der Jugend 
 in das kulturelle Leben der Stadt ist durch entsprechende räumliche und 
 inhaltliche Angebote anzustreben. 
 
❏ Örtliche Vereinigungen sind in ihren Ursprungsorte n- und Ortsteilen zu 
 fördern. 

 
2. Soziale Stadt Rosenheim und die vorbereitende Untersuchun-

gen 
 

Das Programm Soziale Stadt knüpft seit Ende 1999 um setzungsorientiert 
an die theoretischen Grundlagen des Flächennutzungs planes der Stadt 
Rosenheim an. Die drei Stadtteile Lessingstrasse/Pfaffenhofenerstrasse, 
Finsterwalderstrasse/Endorfer Au und Happing dürfen  nicht aus dem 
politischen, sozialen und wirtschaftlichen Konzept der Gesamtstadt 
herausfallen. Die Maßnahmen der Sozialen Stadt  bas ieren auf den 
verarbeiteten Einstellungen und Verhaltensweisen der Bevölkerung, der 
Einzelhändler, Dienstleister, Politiker und Planer in den Stadtteilen. Die 
Kenntnisse der Bedürfnisse der Bürger sind die Ansa tzpunkte des 
Stadtteilmarketings, gestaltet als Kommunikationsprozess und offener 
Stadtteilentwicklungsprozess. 
 
Die vorbereitenden städtebaulichen Untersuchungen u nd die Sozialda-
tenanalyse 2000 haben die Strukturschwäche der Stad tteile in 
städtebaulicher, sozialer und wirtschaftlicher Hins icht belegt. Einen 
wesentlichen Mangel sehen die vorbereitenden Untersuchungen im 
Fehlen von Treffmöglichkeiten für Familien, Jugendl ichen, älteren 
Bürgern und ethnischen Gruppierungen. Es wurde eine  klare 
Empfehlung ausgesprochen. 
 
Gemeinbedarfseinrichtungen in Form der Bereitstellung von Räumen für 
Bürger sichern mehrere Ziele der Funktionsstärkung der Stadtteile und 
der nachhaltigen präventiven Stadtteilentwicklung: 



6 

 
❏ Förderung der Identifikation mit dem Stadtteil (so ziale und emotionale Bin-

dung an den Stadtteil). 
 

❏ Aufwertung und Entwicklung eines Stadtteilimages. 
 

❏ Grundsätzliche Festigung sozialer Netzwerke und dam it eine 
familienstützende Wirkung. 
 

❏ Beschäftigungsmaßnahmen. 
 

❏ Förderung des sozialen Zusammenlebens und der Komm unikationsqualität 
zwischen den Generationen und verschiedenen Kulturen. 
 

❏ Sicherung der Kooperation der Arbeit an den Schnittstellen der Stadtteil-
arbeit zur Umsetzung einer aktiven Bürgerkommune. 
 

❏ Stadtteilmarketing über den Bürgertreff als Kommun ikationsprozess be-
treiben. 
 

❏ Umsetzung der stadtplanerischen Zielsetzung einer Steigerung der 
wohnungsnahen Lebensqualität nach der städteplaneri schen 
Zentralen-Orte-Theorie. 
 

❏ Stärkung der Zusammenarbeit mit den Vereinen vor Or t. 
 

❏ Stadtteilbezogene kulturelle Angebote für Erwachse ne und Jugendliche. 
 

❏ Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements vor Ort , damit Stärken 
des Heimatgefühls durch aktives Mitgestalten. 
 

❏ Sprechstunde in den Stadtteilen � Umsetzung einer b ürgernahen 
Verwaltung. 

 
3. Die Verwaltungszielvereinbarungen 2002 der Stadt Rosenheim 

und die Handlungskonzepte der Stadtteile 
 

Die vorliegenden konkreten Handlungsprogramme der Stadt Rosenheim 
sind einmal die Verwaltungszielvereinbarungen 2002, zum anderen die 
Handlungskonzepte Soziale Stadt für die Stadtteile.  
 
Die Verwaltungszielvereinbarungen 2002 der Stadt Rosenheim geben der 
�ganzheitlichen, nachhaltigen und koordinierenden Stadtteilentwicklungspla-
nung eine hohe Wertigkeit�, (S. 15, 39 Verwaltungszielvereinbarungen 2002). 
 
�Mitentscheidend für eine hohe Stadtqualität und Fu nktionalität ist das Woh-
nen in der Stadt, ... in Quartieren mit gesunder Nutzungsmischung�. (S. 17, 
ebenda) 
 
�In einer Bürgerkommune Rosenheim werden die Bürger  zu aktiven Mitgestal-
tern eines funktionierenden, lokalen Gemeinwesens�. (S. 18, ebenda) 
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Soziale Stadt setzt diese Ziel- und Maßnahmevorgabe n aus den Ver-
waltungszielvereinbarungen auch unter dem Gesichtspunkt der 
Reduzierung der Kosten für die öffentliche Hand kon sequent um. 
 

Die Bürgerhäuser/Bürgertreffs decken in den Handlun gskonzepten 
der Stadtteile fast alle Handlungsfelder der Sozialen Stadt ab, von 
der aktiven Mitgestaltung der Stadtteile durch die Bürger über die 
Ermöglichung einer Kommunikationsplattform bis hin zur Sicherung 
der Nachhaltigkeit der Stadtteilentwicklung. 

 
Um die Bürgertreffs sind kleine Stadtteilzentren zu  entwickeln, mit der An-
siedlung von Kleinstgewerbe. Die Chance inhabergefü hrter Kleinbetriebe liegt 
in der Kundennähe und ortsspezifischen Angeboten. D er Einzelhandel im 
Stadtteil benötigt ein eigenes Profil. 

 

Da die GRWS entsprechenden Grund- und Hausbesitz um die 
Bürgerhäuser/Bürgertreffs hat, kann eine entspreche nde Planung 
mit den Bürgern auch zugunsten der Mieter und zur S icherung des 
Mietbestandes realisiert werden. Die GRWS selber ist somit 
unmittelbar sozial und wirtschaftlich Nutznießer de r Bürger-
häuser/Bürgertreffs. 
 
Für die Bürgertreffs werden keine neuen Flächen beb aut, es wird der bereits 
vorhandene Bestand an Räumlichkeiten saniert. Dies entspricht der Forderung 
nach dem Grundprinzip des ökologischen Kreislauf im  Flächennutzungsplan 
der Stadt Rosenheim.  

 
4. Finanzierung  

Der Bau bzw. die Sanierung der Gebäude wäre n. A. d er Regierung von 
Oberbayern zu 60 % förderfähig. 
Die laufenden Kosten entsprechen in etwa den jetzigen Bürgertreffs. 
 

Soziales Kapital 
Der Bürgertreff lebt vom sozialen Kapital im Stadtt eil. Das soziale Engagement 
des Einzelnen, der Nachbarschaften für den Stadttei l und das Bürgerhaus wird 
weiter aktiviert und unterstützt. 
 

Der Dritte Sektor 
Zur Sicherung des sogenannten Dritte Sektor, der sich mit der Frage beschäf-
tigt, wie öffentliche Ausgaben mit privaten Mitteln  umgesetzt werden können � 
wird jeweils ein Stadtteilverein gegründet. Dieser hat die Aufgabe Mittel aus 
Spenden und Betrieben zu organisieren und einen Zeit- und Rahmenplan zur 
stetigen Reduzierung der laufenden Kosten zu erstellen. Weitere Mittel fließen 
aus der Bewirtschaftung der Bürgertreffs und der Ve rmietung der Räume.  
 
Die laufenden Kosten werden zunächst von der GRWS o der der Stadt gesi-
chert, wobei eine Förderung über das Programm Sozia le Stadt (60 %) für die 
nächsten Jahre zu sichern ist. 
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1. Der Stadtbereich Finsterwalderstrasse / Gries /  
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Endorfer Au 
 
 

                      
 
 
 
1.1. Städtebauliche Aussagen  
 
„Das ... Gebiet „Endorfer Au / Finsterwalderstrasse“ umfasst zwei Quartiere 
unterschiedlicher Identität und verschiedenartiger Struktur. (...) Verdichteter 
Wohnungsbau entstand in beiden Teilbereichen des Gebietes erst nach 1945. Bis 
dahin waren freistehende Einfamilienhäuser entstanden, die nach wie vor den 
südlichen Teil der Endorfer Au und insbesondere den Bereich Gries / 
Heubergstrasse prägen. (...)  
Der Sanierungsbedarf bei der Bausubstanz und die Notwendigkeit von 
Lärmschutzmaßnahmen ist offenkundig. Gleiche Bedeutung ist der Infrastruktur der 
Gebiete beizumessen, denn auch hier zeigt die Analyse Mängel auf. Das 
Versorgungsnetz ist weitmaschig, es mangelt an Gastronomie, Geschäften und 
Treffpunkten für die Bewohnerschaft. (...)  
Auffallend ist bei vielen Siedlungsbauten, dass aus dem Erdgeschoss kein Zugang 
zu den Freiflächen möglich ist. Entsprechend verwaist stellen sich die Grünzonen in 
einigen Bereichen dar.  (...)  
Die Bausubstanz der 50er und 60er Jahre ist durch das Fehlen von Unterzentren mit 
Versorgungseinrichtungen monoton. Quartiersidentität fehlt insbesondere entlang der 
Finsterwalderstrasse. Das Versorgungsnetz des untersuchten Stadtgebiets ist 
weitmaschig. (...) Dieses Angebot kann den täglichen Bedarf nicht decken. (...) Beide 
Quartiere sind in den meisten Sparten auf Geschäfte außerhalb ihrer Grenzen 
angewiesen. Dasselbe trifft auf andere Dienstleistungen zu. Obwohl wichtige 
Stadtradiale, übernimmt die Äußere Münchner Strasse nicht die Versorgungsfunktion 
die ihr entspräche.“  
 
(aus: „Stadtteilentwicklung in Rosenheim: Vorbereitende Untersuchung Teil I Städtebau“; Verfasser: 
Architekten Martini & Grossmann, Dez. 2000) 
 

1.2 . Sozialdaten 


